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Nachrichten
Iran-Resolutiondeutlich
angenommen

Sanktionen Der Grosse Rat
verabschiedet mit 82 Ja-Stim-
men eine Resolution gegen die
Menschenrechtsverletzungen
des iranischen Regimes. Darin
verlangt er vom Bund, dass die
Schweiz alle EU-Sanktionen
vollständig übernimmt und
überprüft, ob die iranische Re-
volutionsgarde als terroristi-
sche Organisation eingestuft
werden kann. Einziger Gegner
war die SVP.Mit derResolution
soll vor allemauch für iranische
und iranisch-stämmige Perso-
nen inBasel einZeichen gesetzt
werden, dass ihre Anliegen ge-
hört und politisch vertreten
werden. (bz)

Ausstiegsprogramme
fürProstituierte

GrosserRat Ausstiegsprogram-
meundAusstiegsbegleitung für
Menschen, die aus der Prostitu-
tion aussteigenwollen, das for-
derte EVP-Grossrat Christoph
Hochuli in einemVorstoss.Ges-
tern wurde dieser vom Basler
Parlamentmit 74 Ja- zu 15Nein-
Stimmenund einer Enthaltung
deutlich an den Regierungsrat
überwiesen. (bz)

NeueOrganisationsform
fürdieKriminalpolizei
DerGrosse Rat heisst eine entsprechendeMotion von
SVP-Grossrat PascalMesserli gut.

Laura Ferrari

DieOrganisationsformseiunüb-
lich und werde von der schwei-
zerischen Strafprozessordnung
nichtempfohlen,heisst es inder
Motion. Normalerweise ist die
Kriminalpolizei derSicherheits-
polizei angegliedert.Basel-Stadt
ist schweizweit der einzigeKan-
ton, der einen Sonderzug fährt
und die Kriminalpolizei der
Staatsanwaltschaft unterstellt.
Damit soll nunSchluss sein, for-
dert SVP-Grossrat Pascal Mes-
serli. Die Motion wurde in der
Sitzung des Grossen Rates am
Mittwochstillschweigendandie
Regierung überwiesen.

Mit einer Ausgliederung
könnedieKriminalpolizei ihren
Haupttätigkeiten wieder genü-
gendnachgehen,unteranderem
der Verfolgung von Straftaten
und der Verbrechensbekämp-
fung, so Messerli. Zudem kriti-
siert der SVP-Grossrat, dass die
Kriminalpolizei nicht voneinem
Polizeioffizier geleitetwird, son-
dernvonsiebenStaatsanwälten.

Die jetzige Situation führe zu
einerproblematischenVerflech-
tung, da «die Kriminalpolizei
Aufgaben der Staatsanwalt-
schaft sowiederKantonspolizei
übernimmt».

VerschiedeneProgramme
führenzuVerzögerungen
Ausserdem werde durch die
TrennungvonSicherheitspolizei
und Kriminalpolizei mit zwei
verschiedenen Softwarepro-
grammen gearbeitet, was zu
FehlernundVerzögerung führe.

Obwohl sichBasel eine reine
Sicherheitspolizei leiste, dürfe
diesekeineErmittlungen, keine
EinvernahmenundkeineHaus-
durchsuchungen durchführen.
In der Ausbildung werde dies
jedoch gelehrt.

«Es braucht ein besseres
Zusammenspiel zwischen der
Sicherheits- und der Kriminal-
polizei», schreibt Messerli. Mit
der Überweisung an den Regie-
rungsrat hat dieser nun drei
Monate Zeit, eine entsprechen-
deVorlage zu erarbeiten.

GrosserRatstreitetumsAuto
Die Petition zumZubringer Bachgraben entzündet eine ideologische
Debatte –mit einemklaren Sieger.

BenjaminWieland

Der ideologische Autograben
verläuftmitten durch denGros-
senRat.DaszeigteamMittwoch
die Debatte während der Be-
handlungeinerPetitionzumZu-
bringer Bachgraben-Allschwil,
dem Zuba. Von «radikalen Be-
vormundungsversuchen» sei-
tensRot-GrünwardieRede.Ziel
sei, Autos «ausBasel zu verban-
nen». Die Gegenseite beklagte,
manwolledemAuto«denroten
Teppich ausrollen».

Eigentlich istgarnichtvorge-
sehen, dass sich der Grosse Rat
zum Zuba äussert. Das hatten
die Regierungen der beiden Ba-
sel 2021 vereinbart. Bei der ver-
kehrlichen Erschliessung des
Boom-Gebiets Bachgraben auf
Allschwiler Boden sollte Basel-
StadtdenTramanschlussvoran-
treibenundfinanzieren.Planung
und Bau der Strasse würde zum
Pflichtenheft von Baselland ge-
hören–obwohlderTunnelkom-
plett unter der Stadt verlaufen
würde. Parlament und Volk im

Stadtkanton hätten also nichts
mitzubestimmen in Sachen
Zuba.GenaudaswolltediePeti-
tion «Monsterbauprojekt Zuba
stoppen!» verhindern.

ZurVolksabstimmung
kommtes (vorerst)nicht
Die Petentinnen und Petenten
fordern von der Basler Regie-
rung, die Absichtserklärungmit
Baselland aufzuheben und statt
demZubadieErschliessungper
Tram und Velo voranzutreiben.
Der Grosse Rat habe zudem
einen Beschluss zum Strassen-
bauvorhabenzu fassen,derdem
fakultativenReferendumunter-
stehe. Das Ziel: Eine Volksab-
stimmung zumZuba.

Dazu kommt es (vorerst)
nicht. Der Grosse Rat war für
eine Abschreibung der Petition,
mit 51 Ja gegenüber 37 Nein bei
1 Enthaltung. Den Abschrei-
bungsantrag hatte die Mitte-
EVP-Fraktion gestellt. Unter-
stütztwurdesievondenFraktio-
nenderFDP,LDP,SVPundGLP.
FüreineÜberweisungwarendas

Grün-Alternative Bündnis und
dieSP,ebensoeineMehrheitder
Petitionskommission.

Auch Baselland geriet in die
Kritik.DerKantonhabeEntwick-
lungsgebiet mit grossen Defizi-
tenanderStadtgrenzebestimmt,
sagte Grünen-Grossrat Raphael
Furrer. «Nun sollen wir ein
Rundum-Sorglospaketgarantie-
ren, und wir als Parlament kön-
nen nichts dazu sagen?» Die
Priorisierung des Autoverkehrs
sei falsch. «Es wird zuerst der
rote Teppich ausgelegt für die
Autofahrer.»

Ganz anders sah das Pascal
Messerli. Er staune, sagte der
SVP-Vertreter,«wie ideologisch-
verbohrtRot-GrünandieserPe-
tition festhält».Esgeheumwei-
tere Verbotsmassnahmen, um
radikale Bevormundungsversu-
che: «Ihr wollt das Auto aus Ba-
sel verbannen!»

MitErledigungderZuba-Pe-
titionbleibenvieleFragenoffen.
Der Zuba wird Regierung und
Parlament weiterhin beschäfti-
gen:ZweiMotionensindhängig.

Knappes Ja für
38-Stunden-Woche
Eine kürzere Arbeitszeit solle die Attraktivität des Kantons als
Arbeitgeber verbessern, argumentieren die Linken.

AndreasMöckli

Die Fronten waren rasch bezo-
gen: Die Bürgerlichen lehnten
dieMotion für eine38-Stunden-
Woche für die Angestellten des
Kantons Basel-Stadt ab. Von
einer klassischenGiesskannen-
vorlage war die Rede, der Staat
würde den Kampf um Fach-
kräfte so nur noch mehr an-
heizen, KMU seien klar im
Nachteil. Die Ratslinke stellte
dagegendaswachsendeBedürf-
nis der Arbeitnehmenden nach
mehrFreizeit undAusgleich ins
Zentrum. Nicht nur für
Schichtberufe sei eine tiefere
Arbeitszeit willkommen, auch
andereBerufsgruppen forderten
dies.

Es ist bereits die zweite De-
batte zum Thema innerhalb
eines Monats. Kurz vor Weih-
nachten hat der Grosse Rat
einen Anzug überwiesen, um
die Arbeitszeit gewisser Kan-
tonsangestellter wie etwa Poli-
zistinnen und Polizisten auf
40 Stunden zu reduzieren.

SVP-Grossrat Lorenz Amiet
kritisierte, die Motion setze bei
allen Angestellten des Kantons
an.Das sei jedochunnötig. «Die
Motionäre insinuieren, der
Kanton sei sein schlechter
Arbeitgeber, das ist jedoch
Mumpitz.» Die betriebsübliche
Arbeitszeit in Basel-Stadt be-
trage pro Woche durchschnitt-
lich 41,5 Stunden. Der Unter-
schied zumKantonmit42Stun-
den seimarginal.

Sowohl die Privatwirtschaft
als auch der Staat kämpften um

Fachkräfte, sagteAmiet. Dieser
Wettbewerb dürfe mit einer
VerkürzungderArbeitszeit beim
Kanton nicht aus dem Gleich-
gewicht gebracht werden. Die
Privatwirtschaft könne unmög-
lich mit einer 38-Stunden-
Wochemithalten.

Die geringere Arbeitszeit
werdedazu führen, dass die be-
stehendenKantonsangestellten
mehr Überstunden anhäuften,
da die Arbeit ja trotzdem ge-
macht werden müsse, sagte
FDP-Grossrat Luca Urgese.
Vielmehr müssten die Arbeits-
bedingungen auf andere Weise
verbessert werden. Er nannte
etwaHomeoffice,wenigerBüro-
kratie und flachere Hierarchien
alsMöglichkeiten.

Kantonsangestellte im
Schichtdienstbesser stellen
Keine Freude anderMotion hat
auch LDP-Grossrat Michael
Hug. Die tiefere Arbeitszeit
führe zu einemhöheren Perso-
nalbedarf, womit die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler
zurKasse gebetenwürden.Hug
nutzte die Gelegenheit, um für
seine eigeneMotion zuwerben.
Zusammen mit GLP-Grossrat
Tobias Christ fordert er, die
Bedingungen für Kantonsan-
gestellte im Schicht- und
Wochenenddienst vor allem
mit finanziellen Anreizen zu
verbessern.

SP-GrossratBedaBaumgart-
ner entgegnete, dass ebennicht
nur Schichtarbeitende vom
Fachkräftemangelbetroffensei-
en, sondern verschiedenste Be-

rufsgruppen. In vielen Bran-
chen, die unter einen Gesamt-
arbeitsvertrag fallen, sei die
Arbeitszeit tiefer als42Stunden.
HeidiMück vomGrün-Alterna-
tiven Bündnis argumentierte
derweil mit positiven gesell-
schaftlichen und gesundheitli-
chenAuswirkungen.

Privatwirtschafthat
vorwärtsgemacht
Die Anstellungsbedingungen
des Kantons stagnierten schon
länger, sagte SP-Grossrätin
Toya Krummenacher. Die
Privatwirtschaft habe dagegen
in den vergangenen Jahren vor-
wärtsgemacht. «DieAttraktivi-
tät des Kantons ist gut, aber
nicht mehr so gut, wie sie mei-
nen», sagte sie an die Adresse
der Bürgerlichen.

SP-Regierungsrätin Tanja
Soland zeigte sich erfreut, «dass
sie so interessiert sind, dasswir
ein guter Arbeitgeber sind».
Das Gegeneinander von Staat
und Privatwirtschaft in der
Debatte habe sie gestört. Es sei
wichtig für den Standort, dass
es verschiedene attraktive
Arbeitgeber im Kanton gebe.
DieMotion gehe jedoch zuweit
und habe grosse Kostenfolgen.
Eine konkreteZahlwollte sie je-
doch nicht nennen, da die Re-
gierungdies erst grobberechnet
habe.

SolandunddieBürgerlichen
drangen mit ihren Argumenten
nicht durch. Der Grosse Rat
überwies die Motion knapp,
48Ja-Stimmenstanden46Nein-
Stimmen gegenüber. Basel-Stadt hat Mühe, genügend Polizistinnen und Polizisten zu finden. Bild: Kenneth Nars


